Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3704 

12 . 06 . 75 


Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, 
Braun, Frau Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Blumenfeld, Dr. Jahn 
(Münster), Volmer, Vogt, Eilers (Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Zimmermann, Biehle, 
Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, Frau Verhülsdonk und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
- Drucksache 7/2741 - 


A, Problem 

Geschäftsordnungsmäßige Verankerung der Anhörung kommu- 
naler Spitzenverbände 


B. Lösung 

Ergänzung der Geschäftsordnung in §§ 73 und 74 wie in Druck- 
sache 7/3747 aufgrund des Entschließungsantrages der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2744 — vorgeschlagen. 


C. Alternativen 

Änderung des Grundgesetzes in Artikel 28, in dem die Gemein- 
den und die Gemeindeverbände angesprochen werden bzw. Auf- 
nahme einer Anhörungspflicht in Anlage 1 a der GO-BT betr. 
Registrierung von Verbänden und deren Vertreter, 


D. Kosten 

keine 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/3764 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt und Spiilecke 


Der Entschließungsantrag wurde in der 128. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 7. November 
1974 an den Innenausschuß federführend und an den 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung mitberatend sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Innenausschuß befaßte sich in seinen Sitzun- 
gen am 11. April und 11. Juni 1975 mit dem Antrag 
der Koalitionsfraktionen und dem zur Mitberatung 
an den Innenausschuß überwiesenen Entschließungs- 
antrag der CDU/CSU. Hierbei lag ihm das Schrei- 
ben des Vorsitzenden des Ausschusses für Wahlprü- 


fung, Immunität und Geschäftsordnung vom 5. Juni 
1975 mit dem Vorschlag zur Änderung der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages — Druck- 
sache 7/3747 — vor. 

Der Innenausschuß war einstimmig der Auffas- 
sung, daß der Entschließungsantrag der Fraktionen 
der SPD, FDP durch die Annahme des Antrages des 
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung erledigt wird. Wegen der weiteren 
Einzelheiten wird auf den Bericht des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3747 — verwiesen. 


Dr. Waffenschmidt Spillecke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entsdiließungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP — Drucksadie 7/2741 — 
mit Rücksicht auf den Antrag des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Gesdiäftsordnung — Drucksache 7/3747 — zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 7/2744 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 11. Juni 1975 


Der Innenausschuß 



Dr. Schäfer (Tübingen) 

Dr. Waffenschmidt 

Spillecke 

Vorsitzender 

Berichterstatter 
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